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Artikel 15

1. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung 
für schuldig befunden werden, die nach nationalem oder 
internationalem Recht zur Zeit der Tat nicht strafbar 
war. Auch darf keine höhere Strafe für dieses Vergehen 
verhängt werden als diejenige, die zur Zeit der Straftat 
vorgesehen war.

Wenn nachträglich für die strafbare Handlung gesetzlich 
eine mildere Strafe vorgesehen ist, so ist diese bei der 
Strafzumessung anzuwenden.

2. Nichts in diesem Artikel darf die Verurteilung oder Be­
strafung einer Person wegen einer Handlung oder Unter­
lassung beeinträchtigen, die zur Zeit ihrer Begehung nach 
den allgemein anerkannten Rechtsgrundsätzen der Ge­
meinschaft der Völker strafbar war.

Artikel 16

Jede Person hat überall als rechtsfähig zu gelten.

Artikel 17

1. Niemand darf willkürlichen oder ungesetzlichen Eingrif­
fen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung, 
seine Korrespondenz oder unrechtmäßigen Angriffen auf 
seine Ehre und seinen guten Ruf ausgesetzt sein.

2. Jeder hat Anspruch auf Rechtsschutz gegen solche Ein­
griffe oder Angriffe.

Artikel 18

1. Jeder hat ein Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Reli­
gionsfreiheit. Dieses Recht umfaßt die Freiheit, eine Reli­
gion oder Weltanschauung seiner Wahl zu haben oder an­
zunehmen, und die Freiheit entweder allein oder in Ge­
meinschaft mit anderen, öffentlich oder privat seine Reli­
gion oder Weltanschauung durch Gottesdienst, Befolgung, 
Ausübung und Lehre zu bekunden.

2. Niemand darf einem Zwang ausgesetzt werden, der seine 
Freiheit beeinträchtigen würde, eine von ihm gewählte 
Religion oder Weltanschauung zu haben oder anzuneh­
men.

3. Die Freiheit, eine Religion oder Weltanschauung zu be­
kunden, darf nur solchen Beschränkungen unterliegen, die 
durch das Gesetz vorgesehen und zum Schutz der öffent­
lichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit, Moral oder der 
Grundrechte und Freiheiten anderer erforderlich sind.

4. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention verpflichten 
sich, die Freiheit der Eltern und gegebenenfalls des Vor­
munds zu achten, die religiöse und moralische Erziehung 
ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen Überzeugungen 
zu gewährleisten.

Artikel 19

1. Jeder hat das Recht, seine Meinung unangefochten zu ver­
treten.

2. Jeder hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses 
Recht schließt' die Freiheit ein, sich um Informationen 
und Ideen aller Art ungeachtet der Grenzen mündlich, 
schriftlich oder gedruckt, in Form von Kunstwerken oder 
durch jedes andere Mittel seiner Wahl zu bemühen, diese 
zu empfangen und mitzuteilen.

. 3. Die Ausübung der Rechte des vorhergehenden Absatzes 
bringt besondere Pflichten und besondere Verantwortung 
mit sich. Sie kann daher bestimmten Einschränkungen 
unterworfen werden. Diese müssen jedoch durch das Ge­
setz vorgesehen und unbedingt notwendig sein für

a) die Achtung der Rechte und des guten Rufes anderer 
und

b) den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen 
Ordnung, der Volksgesundheit oder der Moral.

Artikel 20

1. Jede Kriegspropaganda wird durch Gesetz verboten,

2. Jedes Eintreten für nationale, rassische oder religiöse 
Feindschaft, das eine Anstiftung zu Diskriminierung, 
Feindseligkeit oder Gewalt darsteilt, wird durch Gesetz 
verboten.

Artikel 21

Das Recht auf friedliche Versammlung wird anerkannt. Die 
Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen Beschränkun­
gen unterliegen als solchen, die im Einklang mit dem Gesetz 
auferlegt wurden und in einer demokratischen Gesellschaft 
im Interesse der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, des Schutzes der Volksgesundheit 
oder der öffentlichen Moral oder des Schutzes der Rechte und 
Freiheiten anderer notwendig sind.'

Artikel 22

1. Jeder hat das Recht auf Vereinigungsfreiheit, einschließ­
lich des Rechts, Gewerkschaften zum Schutz seiner Inter­
essen zu bilden und diesen beizutreten.

2. Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen Be­
schränkungen unterliegen als solchen, die durch Gesetz 
vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft im 
Interesse der nationalen oder öffentlichen Sicherheit, der 
öffentlichen Ordnung (ordre public), des Schutzes der 
öffentlichen Gesundheit oder Moral oder des Schutzes der 
Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind. Dieser Ar­
tikel schließt nicht die Auferlegung gesetzlicher Beschrän­
kungen auf die Ausübung dieser Rechte von seiten der 
Mitglieder der Streitkräfte oder der Polizei aus.

3. Nichts in diesem Artikel berechtigt die Teilnehmerstaaten 
der Konvention der Internationalen Arbeitsorganisation 
von 1948 über die Koalitionsfreiheit und den Schutz des 
Organisationsrechtes, gesetzgeberische Maßnahmen zu er­
greifen oder das Recht in solcher Weise anzuwenden, daß 
die in dieser Konvention enthaltenen Garantien beein­
trächtigt werden.

Artikel 23

1. Die Familie ist die natürliche und grundlegende Einheit 
der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Ge­
sellschaft und Staat.

2. Das Recht von Männern und Frauen, im Heiratsalter zu 
heiraten und eine Familie zu gründen, wird anerkannt.

3: Ohne die freie und volle Willenseinigung der künftigen 
Ehegatten darf keine Ehe geschlossen werden.

4. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention ergreifen ge­
eignete Maßnahmen, um die Gleichheit der Rechte und 
Pflichten für die Ehegatten bei der Eheschließung wäh-


